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I. Abschnitt
§ 1

Allgemeines

1) Die Gemeinde betreibt die Abwasserbeseitigung nach Maßgabe der Satzung über die Abwasser-
beseitigung (Abwasserbeseitigungssatzung) vom 27.01.1994 als eine selbständige öffentliche
Einrichtung zur zentralen Niederschlagswasserbeseitigung.

2) Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung
a) Beiträge für den ersten Grundstücksanschluß (Abwasserbeitrag),
b) Kostenerstattungen für zusätzliche Grundstücksanschlüsse (Aufwendungsersatz),
c) Benutzungsgebühren für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasser-

beseitigungsanlagen (Abwassergebühren).

3) Grundstücksanschluß im Sinne des Absatzes 2 Buchst, a) und b) ist die Anschlußleitung von
der Hauptleitung bis zur Grenze des zu entwässernden Grundstücks, ohne Kontrollschacht
und Leitungen auf dem Grundstück.

II. Abschnitt
Abwasserbeitrag

§  2
Grundsatz

Die Gemeinde erhebt, soweit der Aufwand nicht durch Zuschüsse, Abwassergebühren oder auf
andere Weise gedeckt wird, für die Herstellung der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungs-
anlagen einschließlich des jeweils ersten Grundstücksanschlusses einen pauschalierten Abwasser-
beitrag von jeweils 750,� EUR.

§ 3
Gegenstand der Beitragspflicht

1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an eine zentrale öffentliche Abwasser-
beseitigungsanlage angeschlossen werden können und für die
a) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt ist, sobald sie bebaut oder gewerblich

genutzt werden dürfen,
b) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn sie nach der Verkehrs-

auffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung in der Gemeinde
zur Bebauung oder gewerblichen Nutzung anstehen.

2) Wird ein Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage tatsächlich ange-
schlossen, so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 nicht erfüllt sind.

3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-rechtli-
chen Sinne.

§ 4
Beitragsmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung

Der Abwasserbeitrag für die Niederschlagswasserbeseitigung ist von jedem Grundstückseigentümer
in gleicher Höhe zu erbringen. Ein als nutzungsbezogener Flächenbeitrag zu erhebender Ab-
wasserbeitrag für den Anschluß an die Regenwasserbeseitigung wird nicht erhoben.



§ 5
Beitragssatz

Der Beitragssatz für die Herstellung, der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitungsanlagen be-
trägt bei der Niederschlagswasserbeseitigung EUR 750,� je Grundstück.

§ 6
Beitragspflichtige

Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides Eigentümer des
Grundstücks ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist anstelle des Eigentü-
mers der Erbbauberechtigte beitragspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen
Wohnungs- und Teileigentumer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. Mit-
eigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner.

§ 6 a
Nutzung des Niederschlagswassers

Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem Grundstück anfallenden
Niederschlagswassers als Brauchwasser, so hat er dies der Gemeinde schriftlich anzuzeigen.
Die Genehmigung zum Bau und Betrieb einer Niederschlagswassernutzungsanlage ist dem An-
trag beizulegen.
Bei der Berechnung der Niederschlagswassergebühr ist die Fläche, von der das Niederschlags-
wasser in die Nutzungsanlage gelangt, mit 50 % in Abzug zu bringen. Die zugeführten Wasser-
mengen der Nutzungsanlage sind bei der Berechnung der Gebühr für die Schmutzwasserbe-
seitigung zu berücksichtigen.

§ 7
Entstehung der Beitragspflicht

1) Die Beitragspflicht entsteht jeweils mit der betriebsfertigen Herstellung der zentralen öffentli-
chen Abwasserbeseitigungsanlage vor dem Grundstück einschließlich des ersten Grundstücks-
anschlusses.

2) Im Falle des § 3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluß, frühestens jedoch mit
dessen Genehmigung.

§ 8
Vorauszahlungen

Auf den Abwasserbeitrag können angemessene Vorauszahlungen gefordert werden, sobald mit
der Ausführung der Maßnahme begonnen wird. § 6 gilt entsprechend. Eine geleistete Vorauszah-
lung ist bei der Erhebung des endgültigen Beitrags gegenüber dem Schuldner des endgültigen
Beitrags zu verrechnen.

§ 9
Veranlagung, Fälligkeit

Der Abwasserbeitrag wird durch Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Bekanntgabe
des Bescheides fällig. Das gleiche gilt für die Erhebung einer Vorauszahlung.



III. Abschnitt
Erstattung der Kosten zusätzlicher Grundstücksanschlüsse

§ 10
Entstehung des Erstattungsanspruchs

Stellt die Gemeinde auf Antrag des Grundstückseigentümers für ein Grundstück einen weiteren
Grundstücksanschluß oder für eine von einem Grundstück, für das die Beitragspflicht bereits
entstanden ist, abgeteilte und zu einem Grundstück verselbständigte Teilfläche einen eigenen
Grundstücksanschluß an die zentrale öffentliche Abwasserbeseitungsanlage her (zusätzliche
Grundstücksanschlüsse), so sind der Gemeinde die Aufwendungen für die Herstellung solcher
zusätzlicher Grundstücksanschlüsse in der tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten. Der
Erstattungsanspruch entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses. §§ 6 und 9
Satz l gelten entsprechend.

IV. Abschnitt
Abwassergebühr

§ 11
Grundsatz

Für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen und für die
nach § 9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe werden Abwassergebühren
für die Grundstücke erhoben, die an diese öffentliche Abwasserbeseitigungsanlagen angeschlos-
sen sind oder in diese entwässern.

§ 12
Gebührenmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung

1) Die Abwassergebühr für die Niederschlagswasserbeseitigung wird nach der überbauten und
befestigten (z.B. Betondecken, bituminöse Decken, Pflasterungen und Plattenbeläge)
Grundstücksfläche bemessen, von der aus Niederschlagswasser in die öffentliche Abwasser-
anlage gelangt. Je 50 m2 sind eine Berechnungseinheit. Flächen werden jeweils auf volle 50 m2

aufgerundet.

2) Der Gebührenpflichtige hat der Gemeinde auf deren Aufforderung binnen eines Monats die
Berechnungsgrundlagen mitzuteilen. Änderungen der überbauten und befestigten Grundstücks-
fläche hat der Gebührenpflichtige unaufgefordert innerhalb eines Monats nach Fertigstellung
der Gemeinde mitzuteilen. Maßgebend für die Gebührenerhebung sind die am 1.1. des Er-
hebungszeitraumes bestehenden Verhältnisse.

3) Kommt der Gebührenpflichtige seiner Mitteilungspflicht nach Abs. 2 nicht fristgemäß nach, so
kann die Gemeinde die Berechnungsdaten schätzen.

§ 13
Gebührensatz

Die Abwassergebühr beträgt bei der Niederschlagsbeseitigung für eine überbaute oder befestigte
Grundstücksfläche je 50 m2 jährlich 20,� EUR.



§ 14
Gebührenpflichtige

1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- oder Teileigentum der
Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist der
Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Die Wohnungs- und Teil-
eigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaft-
liches Grundstück entfallenden Gebühren Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund
dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner.

2) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf den Über-
gang folgenden Kalendervierteljahres auf den neuen Pflichtigen über. Wenn der bisherige Ge-
bührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§18) versäumt, so haftet er für die Gebüh-
ren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, neben
dem neuen Pflichtigen.

§ 15
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht

Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasser-
beseitigungsanlage angeschlossen ist und/oder der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungs-
anlage von dem Grundstück Abwasser zugeführt wird. Sie erlischt, sobald der Grundstücksanschluß
beseitigt wird oder die Zuführung von Abwasser endet.

§ 16
Erhebungszeitraum

Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr.

§ 17
Veranlagung und Fälligkeit

1) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Gebühr sind vierteljährlich Ab-
schlagszahlungen am 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11. des laufenden Jahres zu leisten. Die Höhe
der Abschlagszahlungen wird durch Bescheid nach den Berechnungsdaten des Vorjahres fest-
gesetzt.

2) Beim Niederschlagswasser ist von den Grundstücksverhältnissen bei Entstehung der Gebühren-
pflicht auszugehen.

V.  Abschnitt
Schlußbestimmungen

§ 18
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht

Die Abgabenpflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung
und Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich ist. Jeder Wechsel der Rechts-
verhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber
innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die
die Berechnung der Abgaben beeinflussen (z. B. grundstückseigene Brunnen, Wasserzuführungen,
Wasser- oder Abwassermeßvorrichtungen), so hat der Abgabenpflichtige dies unverzüglich der
Gemeinde schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn solche Anlagen



neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Beauftragte der Gemeinde dürfen nach Maß-
gabe der Abgabenordhung Grundstücke betreten, um Bemessungsgrundlagen für die Abgaben-
erhebung festzustellen oder zu überprüfen; die Abgabenpflichtigen haben dies zu ermöglichen.

§ 19
Datenverarbeitung

1) Zur Ermittlung der Abgabenpflichtigen und zur Festsetzung der Abgaben im Rahmen der Ver-
anlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und
grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts nach
§§ 24 bis 28 BauGB und § 3 WoBauErIG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus
dem Grundbuchamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes
durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf sich diese Daten von den genannten Ämtern
und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung nach dieser Sat-
zung weiterverarbeiten.

2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgabenpflichtigen und von den
nach Abs. l anfallender Daten ein Verzeichnis der Abgabenpflichtigen mit den für die Abgaben-
erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke
der Abgabenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten.

§ 20
Ordnungswidrigkeiten

Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach §§ 12 Abs. 2, 18 der Satzung sind Ordnungswidrigkei-
ten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes.


